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Inferate werden bidigN berrchnel. — Meclamotienen, nenn unverfegelt, And portofrei. 


J nhalt: 
Ueber bie Natur der Concuxrenz zu Friedhof hangen, 
wefttheilusgen aus ser bra gls 
Straſbemeſſung nach g. 11 ber kaiſerl. Verordnung von 20. April 1854, 
.-. Hl. Nr. 96, mit Rückſicht auf jene nach dem Strafgeſehe ſtrafbaren 
Handlungen, welche als den Uebertretungen obigen Paragraſes analoge 
anzuſehen ſind. 
Zur Auslegung des ſtifleriſchen Willens: Iſt ein Verillächtniß „für das 
Kirchen⸗Arunenſuſtitut“ vort, wo ein ſolches Inſtitut factifch nicht beſteht, 
als für das beſtehende Gemeinde⸗Armeninſtitut gewidmet anzuſehen? 
Verordnungen. 
Perſonalien, 
Erledigungen. 


Heber die Natur der Concurrenz zu Friedhofbauten. 


Aus Mähren wird uns geſchrieben: 

„In einer nächſt der Stadt O. befindlichen Gemeinde N. ſtellte 
ſich das Bedurfniß zur Vergrößerung des Beerdigungsplatzes heraus. 
Bei der hierüber gepflogenen commiſſtonellen Berathung wurden zwei 
Proſecte als annehmbar erklärt, und zwar die von den Gemeindeglie⸗ 
dern gewünſchte, jedoch koſtſpieligere Erweiterung des alten Frledhofes, 
dann die von den anderen Goncurvengpflichtigen in Antrag gebrachte 
minder koſtſpielige Errichtung eines ganz neuen, entfernter gelegenen 
Friedhofes. 

In der fraglichen Gemeinde find jedoch nicht nur die dort wohn 
haften Gemeinde⸗Anſaſſen, ſondern auch die Stadtgemeinde O. als 

moraliſche Perſon, wegen des in der Gemeinde gelegenen ſtädtiſchen 
Grundbeſitzes, ſteuerpflichtig. 

Bei der über die Concurrenz für den Friedhof gepflogenen come 
miſfionellen Verhandlung machte der Abgeordnete der Stadtgemeinde 
O. geltend, daß dieſe überhaupt nicht verpflichtet ſei, zur Herſtellung 
det Leichenhofes einen Beitrag zu leiſten und zwar aus folgenden 
Gründen: Nach dem mit Gub.⸗Cireular vom 13. Juni 1884, 3. 20249, 
für Mähren kundgemachten Hofkammer⸗Decret voni 23. Mai 1834, 
Zahl 11237, treffen die Herſtellungskoſten für neue Leichenhöfe oder 
für Vergrößerung der alten demjenigen, welcher die Grabſtellen⸗ 
Gebühren bezieht. Erft in jenem Falle, wenn der Kirche dieſe Beftreitung 
obliegt, und das Kirchenvermögen nicht hiureicht, habe die Concurrenz⸗ 
pflichtigkeit nach Maßgabe der Verpflichtung, bei Kirchen⸗ und Pfarrhof⸗ 
Baulichkeiten einzutreten. Nach dem für Mähren geltenden Geſetze 
vom 2. April 1864 (8. 12) müßten — wenn die Gemeinde N. die Koſten 
für die Herſtellung det Friedhofes ganz oder theilweiſe zu decken hal — 
dieſe Auslagen in Gemäßheit des V. Hauptſtückes des Gemeinde⸗ 
Geſetzes, wie andere Communalerforderniſſe aufgebracht werden. It zur 
Aufbringung des Erforderniffes eine beſondere Umlage erforderlich, fa 
hat dieſelbe nach Maßgabe der directen Beſteuerung zu geſchehen. Nach 
dem bezogenen V. Hauptftüd des Gemenmdgeſetzes, insbeſondere aber 
nach dem $. 74 können Ausgaben für Einrichtungen, die nur dem 
Orte und ſeinen Bewohnern nutzen können, nur auf jene directen Steuern 


0 


aufgelegt werden, welche don dem im Orte gelegenen Hausbeſitze, den 
daſelbſt betriebenen Gewerbsunternehmungen und dem Einkommen der 
Ortsbewoh ner entrichtet werden. Ueberhaupt gilt geſetzlich der 
Grundfatz, daß Einrichtungen, welche nur im Intereffe der Per⸗ 
ſonen im Orte beſtehen, auch nur von dieſen erhalten werden. 

Die Stadtgemeinde O. kann alſo bei Herſtellung des Friedhofes 
in der Gemeinde N. in keinem Falle in's Mitleiden gezogen werden. 
da nach der obigen Auseinanderſetzung eine geſetzliche Verpflichtung 
hiefür nicht beſteht, da die Stadtgemeinde O. als moraliſche Perſon 
den Friedhof niemals benützt, da es weiter gegen alte Grundſätze der 
Gerechtigkeit und Billigkeit verſtoßen würde, wollte man zu Auslagen 
für öffentliche Zwecke, welche ausſchließlich für Ortsbewahner und lediglich 
im Intereſſe derſelben verfolgt werden, auch außerhalb der Gemeinde 
befindliche oder moraliſche Perſonen auffordern und eine Beitrags- 
leiſtung von denſelben in Anſpruch nehmen. 

If dieſe Anſicht des Vertreters der Stadtgemeinde O. in Be 
treff der Concurxrenzpflicht richtig?“ 

Der Gegenſtand iſt wahl einer allgemeinen Erörterung werth. 

Nach dem V. Hauptſtücke der Gemeinde⸗Ordnung (vom 15. März 
1864 für Mahreu) find alle Ausgaben für Gemeindezwecke zunächſt 
aus den in die Gemeinderaſſe einfließenden Einkünften zu beſtreiten 
(8. 67). It damit die Deckung der Ausgaben nicht erreicht, jo find 
Gemeinde- Umlagen einzuheben (8. 71). Die Umlagen bilden ſtets eine 
allgemeine Concurrenz, inſofern nicht die Natur der Umlage eine Aus⸗ 
nahme von der Allgemeinhelt ſchon nothwendig in ſich begreift (wie 
z. B. eine beſondere Auflage für Hunde u. dgl.). So beſtimmt das 
Geſetz rückſichtlich der Umlagen, welche als Zuſchläge zu den directen 
Steuern eingehoben werden (und das iſt der praktiſche Fall), daß die⸗ 
ſelben in der Regel auf alle in der Gemeinde vorgeſchriebenen Steuern 
dieſer Art ohne Unterſchſed aufzutheilen und auf alle Gattungen dieſer 
Steuern gleichmäßig umzulegen find (8. 72), und daß die Auftheilung 
derſelben im ganzen Umfange der Gemeinde nach einem gleichen Aus⸗ 
maße zu geſchehen hat (8. 74, Alineg 1). 

Ausnahmen von dieſer Regel der gleichmäßigen Beſteuerung für 
Gemeindezwecke find in den Alin. 2 und 3 des §. 74 und in 8. 75 
Alin, 1 enthalten, und laſſen ſich wie folgt zuſammenfaſſen: 

a) Konnen Ausgaben für Einrichtungen, die nur dem Orte und 
feinen Bewohnern nützen können, wie z. B. für öffentliche Brunnen und 
Waſſerleitungen für den Ort, für Straßenbeleuchtung, für Pflaſterung 
u. . w., ferner für Dienſtverrichtungen, die nur im Intereſſe des 
Ortes liegen, z. B. für den Nachtwächter im Orte, nur auf jene 
directe Steuern aufgelegt werden, welche von dem im Orte ſelbſt ge 
legenen Hausbeſitze, von den im Orte ſelbſt betriebenen Gewerbs⸗ 
unternehmungen und dem Einkommen der Ortsbewohner entrichtet 
werden (8. 74, Alin. 2). 

b) Sind Einrichtungen, welche nur im Intereſſe Einzelner oder 
ganzer Klaſſen von Perſonen im Orte beſtehen, nur von dieſen zu 
erhalten (8. 74, Alin. 3). Und endlich 

o) find Auslagen, welche, wie die Kosten zur Unterhaltung der 
Feldwege, Abzugsgräben u. dgl., blos das Intereſſe einzelner Abthei⸗ 
lungen des Gemeindegebietes oder einzelner Grundbeſitzer oder ganzer 
Claſſen derſelben betreffen, nur von den Betheiligten zu tragen 
(G. 75, Alin. 1). 


Die in der Gemeinde N. ſteuerpflichtige Gemeinde O. glaubt 
nun nach dieſen Beſtimmungen von der Concurrenz für den Friedhof 
entbunden zu ſein, indem ſie geltend macht, daß der Friedhof nur im 
Intereſſe derer, welche im Orte wohnen, beſtehe, und daß ſie, die 
Gemeinde O., als moraliſche Perſou niemals in die Lage komme, den 
Friedhof zu benützen. 

Dieſe Argumentation klänge ſehr überzeugend, in ſoferne es nur 
anginge bei der Frage die Natur der ſperiellen Concurrenz aus dem 
Auge zu laſſen. 

Das Gefetz hat nun erſtlich bei den vorerwähnten Aus nahmen 
von der allgemeinen Gemeindeſteuer nicht das Maß der Benützung, 
der zufälligen, abſichtlichen oder nothwendigen Benützung der Einrich⸗ 
tungen im Auge; denn ware das der Fall, ſo könnte man auch nicht 
mehr eine gleichmäßige Beſteuerung der Bewohner des Ortes einleiten, 
und es könnte eigentlich überhaupt von einer Steuer im ſtaatswirth⸗ 
ſchaftlichen Sinne keine Rede mehr ſein. Das Geſetz hat nur die 
Ortſchaft als Theil einer Gemeinde, im Gegenſatze zu andern Ork⸗ 
ſchaften der Gemeinde und den einzeln ſtehenden außer der Ortſchaft 
befindlichen Gehöften, und ſodann beftimmte Wirthſchaſtsintereſſenten 
im Gegenſatze zu auderen Wirthſchaftsintereſſenten in Rückſicht auf die 
nur für den beſtimmten Intereſſentheil, außer den allgemeinen Ge⸗ 
meiude⸗Eiurichtungen, nothwendigen oder zweckmäßigen beſonderen 
Einrichtungen im Auge. Es will nicht die Bewohner der einzeln ſte⸗ 
henden Gehöfte zu Auslagen für Beleuchtung und Pflaſterung beitra⸗ 
gen laffen, welche in der geſchlofſenen Ortſchaft zur Bequemlichkeit 
der Bewohner derſelben eingerichtet worden find, Es will nich! die 
Bewohner des trodenen Hügellandes concurriven laſſen zu den im 
lediglichen wirthſchaftlichen Intereſſe den Bewohnern der Niederungen 
aufgewendeten Einrichtungen für Abzugsgräben u. dgl.; weil es ſich 
hiebei weder um gemeinfame Cultur⸗, noch um gemeinſame Mirthſchafts⸗ 
intereſſen überhaupt, ſondern um Einrichtungen handelt, welche ge⸗ 
ſchaffen werden können oder nicht. Daher auch die nur relative Ger 
meinſamleit. 

Ganz anders verhalt es ſich aber rückſichtlich der nothwendigen 
Gemeinde⸗Einrichtungen, jener Einrichtungen, welche ein allgemeines 
Cultur oder Wirthſchaftsintereſſe der Gemeinde repräſeutiren, und 
deshalb in den Gemeinden beſtehen müſſen. Wührend es einleuchtet, 
daß jene, in obigen Ausnahmen angeführten, Einrichtungen, deren Natur 
das im allgemeinen Ausdrucke nicht Scharf gefaßte Geſetz doch durch die 
augeführten Beiſpiele geuugſam erklärt, leicht durch die freiwillige 
Gefellſchaftsſorm ſupplirt werden können, alfo (auch für den Ort) nur 
uneigentlich gemeinſame im öffentlichen Sinne genaunt werden konnen, 
charakteriſirt ſich umgekehrt das Gemeindeweſen eben durch die ſoge⸗ 
naunt nothwendigen Gemelnde⸗Einrichtungen, und tritt mit ihnen in 
rückſichtsloſer Schärfe hervor. Es beginnt ja das Gemeindeweſen, die 
gezmungene Gemeinſchaft, eigentlich da, wo das Sonderlntereſſe 
dee Einzelnen gegenüber den gemeinſamen Einrichtungen nicht mehr 
meßbar wird, und nicht mehr gemeſſen werden darf. 

In Beziehung auf ſolche Einrichtungen anerkennt man alſo keine 
Sonderintereſſen Einzelner oder von Claſſen in der Gemeinde, daher auch 
keine Ausnahme von der Allgemeinheit der Concurreng. Wenigſtens 
keine Ausnahme, die durth die Stellung des Skeuerpflichtigen in der 
Gemeinde begründet wäre.“) Die Auslagen für die Einrichtungen 
der Polizei, der Sanität, der Armenpflege, für Unterrichts⸗ und Eultus⸗ 
zwecke ſind allgemeine. Der Steuerträger muß als folder zu ihnen 
concurriren, gleichviel ob er von den Einrichtungen profitirt oder nicht 
und ohne Rückſicht auf den Umfang der Benützung. 

Ein Friedhof kann nun entweder als Sanitäts⸗ oder als Cultus⸗ 
Einrichtung am richtigſten aber im Hinblicke auf die beſtehende Geſetz 
gebung als Sanitäts⸗ und Cultus⸗Einrichtung angefehen werden. Nach 
beiden Beziehungen ſteht er unter Gefetzen einer Concurrenz, die unter 
ollen Umftänden eine gleichmäßige fein muß, und auf die fih der bon 
der Gemeinde O. im Sinne gehabte Maßſtab ſchon von vorneherein gar 
nicht anlegen läßt. Denn — mm die erwähnte Einwendung der Gemeinde 
O. mit einem Worte klorzuſtellen — dieſelbe Gemeinde, die auch die 
Ableitung der Eoncurrenzpflicht der Gemeinde N. aus dem Kirchenconeur⸗ 
reuzgeſetze vom 2. April 1864 zugibt, würde gewiß nie daran zweifeln, 
daß fie verpflichtet ſei, die Concurrenzquote für einen Kirchenbau 
der Gemeinde N. zu leiſten. Beide Concurrenzen fließen aus demſelben 
Geſetze — und dach geht die Gemeinde O. als moraliſche Perſon 
auch nicht in die Kirche. Jaeger. 

) Die durch Art. 9 des Geſeges vom 25. Mai 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, 


rückſichtlich der Concurrenz Andersgläubiger zu Eultpszwecken begründete Aus⸗ 
nahme beruht auf ganz anderen Gesichtspunkten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Strafbemeſſu ug und; 8. 11 der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854, 

N. G. Bl. Nr. 96, mit Rücſicht auf jene uach dem Strafgeſetze ſtrafbaren 

Handlungen, welche als den Uebertretungen obigen Puragraphes analoge 
anzuſehen ſind. 


Am Annatage des Jahres 1868 faud in der Gemeinde J. eine 
Tanzunterhaltung ſtatt, bei welcher es gegen den Morgen zu einer 
Rauferei kam. Der als Polizejcommiſſär beſtellte Ausſchußmann und 
der Bürgermeiſter bemühten ſich die Ruhe herzustellen, und ſchafften 
die Tanzmusik ab. Hiebei wurden von Seite mehrerer Burſchen un⸗ 
liebſame Aeußerungen gethan, und auch von Seite des anweſenden 
Gemeinderathes Wenzl S. dem Bürgermeifter zugeſchrieen: „Nur nicht 
fo hitzig.“ Nach der Anſicht des Bürgermeiſters ſoll dieſe angeblich 
beleidigende Aeußerung die Burſchen im Widerſtande gegen den Bürger⸗ 
meiſter beſtärkt haben. Dieſe Exceſſe hatten vorerſt eine ſtrafgerichtliche 
Unterſuchung zur Folge, welche zur Verurtheilung mehrerer Betheiligten 
theils wegen der Uebertretung gegen die Sicherheit des Körpers, theils 
gegen die Sicherheit der Ehre führten. Drei Angefchuldigte wurden 
der ihnen imputirten Uebertretung des §. 312 des Straſ⸗Geſetzes 
(durch wörtliche Beleidigung des Bürgermeſſters) nicht ſchuldig erkanut. 
Gegen Wenzel S., gegen welchen die Unterſuchung nicht wegen der 
erwähnten dem Bürgermeiſter gegenüber gethanen Aeußerung, ſondern 


wegen feiner Belheiligung am Raufhandel gepflogen ward, wurde kein 


Straferkenntniß gefällt, weil er und feine Widerſacher ihre gegen⸗ 
feitigen Anzeigen zurückgezogen hatten. 

Hingegen wurde eine politiſche Strafverhandlung gegen den Ge: 
meinderoth Wenzl S. wegen feiner Betheiligung an den in Frage 
ſtehenden Exeeſſen eingeleitet. Bei der Verhandlung wurde eonſtatirt, 
daß S. dem zur Herſtellung der Ordnung herbeigeellten Bürgermeiſter 
leine Hilfe geleiſtet und ihm zugerufen habe: „Nicht ſo hitzig“. Dann, 
daß er an der ſpäteren ſich auf die Gaſſe fortpflanzenden Rauferei 
thellgenommen und hiedurch Aergerniß gegeben habe. S. wurde der 
Uebertretung der kalſerl. Verordnung vom 20. April 1854, begangen 
durch pflichtwidriges Benehmen im Wirthshauſe, für überwieſen erklärt, 
und auf Grund des 8. 11 dleſer Verordnung zu einer Geldstrafe von 
50 fl., eventuell 10 Tagen Arreſt verurtheilt und ausgeſprochen, daß 
die Aclen an den Laudesausſchuß zu leiten ſelen, damit derſelbe fein 
angeblich disciplinarwidriges Benehmen ahnde. 

Gegen diefes Straferkenntniß vom 10. November 1868 ergriff 
S. die Berufung an den Statthalter, in welcher zunächſt das Strafe 
ausmaß als zu hoch bezeichnet wurde, weil Abſatz 3 des §. 11 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 als Maximum der im polk⸗ 
liſchen Wege zu verfügenden Strafe das Minimum der Strafe bezeichnet, 
die verhängt werden könnte, wenn die Angelegenheit zur ſtrafgericht⸗ 
lichen Behandlung geeignet wäre. Hier könnten nur bie 88.411, 412 
oder 496, St. G. B., in Anwendung kommen, fo daß 15 fl. das 
Moximum der zu verfügenden Geldſtrafe wäre. Gegen das Schuld⸗ 
erkenntniß ſelbſt wurde vom Recurrenten bemerkt: Die Ermahnung 
des Bürgermeiſters zur Ruhe ſei doch eher lobens⸗ als kadelnswerth 
geweſen. Uebrigens wäre eine Behinderung der Thätigkeit des Bürger 
meiſters oder ein Mangel an Uuterſtützung desſelben im Diseiplinar⸗ 
wege durch den Landesausſchuß, uicht aber durch die politiſche Behörde 
zu ahnden geweſen. Die Rauferei aber, beziehungsweiſe die dabei vor⸗ 
gefallenen ſtrafbaren Handlungen feien durch dle gegenfeitige Verzeihung 
der betheiligten Parteien entfallen, und es könne doch nicht mehr im 
politiſchen Wege das geahndet werden, was ſtrafgerichtlich keinen Anlaß 
zu einer Beſtrafung mehr geben dorf. 

Mit der Statthalterei⸗Eutſcheidung vom 11. November 1869, 
Z. 10292, wurde der Recurs zurückgewieſen. Das höhere Strafaus⸗ 
maß rechtfertige ſich dadurch, daß eventuell die 88. 312 und 313 
des Strafgeſetzes anzuwenden geweſen wären. Jedoch wurde beſchloffen, 
von der Mittheilung der Acten an den Laudesausſchuß abzuſehen, 
weil auf das pflichtwidrige Benehmen des S. ſchon bei der Bemeffung 
der Strafe Bedacht genommen worden ſei. 

Ueber außerordentliche Berufung des Wenzl S. hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern mittelſt Entfcheidung vom 5 Mai 1870, Z. 3454, 
das Strafausmaß auf das geſetzlich zuläſſige Strafmaximum, nämlich 
15 fl. Geldſtrafe, eventuell drei Tage Arreſt herabgeſetzt und zwar 
aus folgenden Motiven: 

„Die Verurtheilung des S. iſt auf Grund des F. 11 der kaiſerl. 
Verordnung vom 20. April 1854 wegen feiner Betheiligung an einem 


groben Raufexreſſe erfolgt. Wäre die Angelegenheit ſtrafgerichtlicher 
Natur geweſen, fo hatte fie nur nach den §. 411 (körperliche Be⸗ 
ſchüdigungen bei Raufhändeln) oder §. 496 (öffentliche Beſchimpfung 
oder Mißhandlung) behandelt werden können, und hätte daher für 
dieſen Fall nach 88. 412 und 496 des Strafgeſetzes das Minimal ⸗ 
maß von drei Tagen Arreſt zu gelten gehabt. Die geltend gemachte 
Anſicht iſt unrichtig, daß die 88. 312 und 313 des Strafgeſetzes 
eventuell hätten in Anwendung gebracht werden können. Die gegenüber 
dem Bürgermeſſter gebrauchten Worte: „nur nicht fo hitzig“ find an 
und für ſich keine Beſeidigung, dann aber haben fie keinen Grund zu 
der Verurthellung des S. im politiſchen Wege gegeben, die ja auf 
der Baſis des §. 11 und nicht auf jener des §. 12 der kalferlichen 
Verordnung erfolgte, und auf letzterer nicht hätte erfolgen künnen, 
weil, ſelbſt eine Beleidigung angenommen, nach §. 12 lit. a) und b) 
ein „beharren“ in dem verletzenden Benehmen zur Strafbarkelt not! 
wendig geweſen wäre; von einen Beharren in dieſem Benehmen 
aber in dem vorliegenden Straffalle keine Rede iſt. 

Das Strafausmaß wurde daher in den Straferkenntniſſen erſter 
und zweiter Inſtanz in ungeſetzlicher Höhe feftgeftelit, und mußte dem⸗ 
nach auf das geſetzlich zulaſſige Straf maximum, auf letzteres aber 
aus dem Grunde reducirk werden, weil zum Nachtheile des Wenzel S. 
erſchwerende Umſtände gewichtiger Natur vorlagen.“ 90 


Zur Auslegung des ſtifterlſchen Wiſſens: Iſt ein Vermüchtulſz „für das 
Klrchen⸗Armenkuſtitut“ dort, sun eln ſolches Inſtltut fattiſch uſcht beſtent, 
als für das beſtehende Gemelnde⸗Armenlnſtitut gewipmet auzuſehen 3 


Leopold St. hat unter dem 22. Februar 1866 dem Kirchen- 
Armeniuſtitute in S. ein Vermächtulß von 1000 fl. C. M. letztwillig zu⸗ 
gedacht; die Intereſſen follen jährlich unter die Ortsarmen vertheilt, das 
Capital aber als Nutzungscapital für alle Zeiten eben dieſen Armen, 
erhalten werden. Als Rechnungsführer des Armeninftitutes wurde der 
jeweilige Localeurat von dem Teſtator erſucht, bei der Verthellung auß 
allfallige arme Verwandte einen gewiſſen Bedacht zu nehmen. Dem 
Wortlaute diefer Anordnung gemäß, welche von einem Kirchenarmen⸗ 
Inſtitute ſprach, wurde mit Erlaß der Landesregierung vom 10. Mai 
1869, 3 3102, nach Einvernehmung der Fiuauzprocuratur die Stif⸗ 
tung als dem Kirchen⸗Armenlnſtitute von S. gehörig augeſehen und dem 
Lokaleuraten als Stiftungsverwalter die Ausfertigung des Stiflbrief⸗ 
entwurfes angeordnet. 

Unterm 13. Jul! 1869 hat jedoch der Gemeindevorſtand von S., 
zugleich Neffe des St. und Vertreter der Erben, angezeigt, daß in S. 
weder ein Pfarr⸗ noch ein Kirchen, ſondern nur ein Gemelnde-Armen⸗ 
inſtltut beſteht, in welches auch das aus dem Erbantheile und einem 
weiteren Legate St. .. beſchaffte Stiftungscapftal per 1410 fl. 
Nominalwerth bereits einbezogen worden ſel. Zugleſch wurde verlangt. 
der Stiftsbrief und dle Obligatlonen mögen auf dle „L. St... ſche 
S. . er Armenfondsſtiftuug“ lauten. 

Der Curat geſtaud zu, daß das Armeninſtitnt von S. ein Ge⸗ 
meinde⸗Inſiltut ſei, indem bis 1849 die Steuerpflichtigen alljährlich 
Beiträge geleiſtet hatten. Ju den Rechnungen von 1867 und 1868 
feien zwar die älteren Capitalien des Inſtitutes und die aus S 
Stiftung hervorgegangenen nicht abgeſoudert verrechnet worden; nichts 
befto weniger habe man doch bei biefen letzteren beigeſetzt: „Aus ber 
Leopold Steſchen Stiftung“ 

Die Landesreglerung hat nun nach Antrag der Finanzprocuratur 
unterm 27. October 1869, Z. 7586, entſchleden: 

„1. Nachdem der Wille des Stifters wegen des int Ausdrucke 
unterlaufenen Irrthumes nicht wörtlich erfüllt werden kanu, fo muß 
derſelbe thunlichſt genau erfüllt werden. (88. 570, 571, 572 a, b 
G. B.) Offenbar hatte der Stifter das beſtehende Armeninſtltut 
im Auge, und es kaun uach der fonſt von Ihm beobachteten Ausbrucks⸗ 
welfe, insbeſoudere uicht die Abſicht angenommen werden, ein neues 
(Kirchen-) Armeninſtitut zu gründen, Deshalb und weil endlich felbft 
im Falle einer nicht ganz klaren Ausdrucksweie des Stifters eine un⸗ 
verftändliche Auordnung nach deu beſtehenden Geſetzen ausgelegt wer⸗ 
den müßte (hier 8. 27 P. 8 Gem.⸗Geſetz) *), müffe ungeachtet des 
vorkommenden Ausdruckes „Kirchen⸗Armeuinſtſtut“ die Stiflung als 
zum Gemelnde⸗Armenluſtitute gehürend behaudelt werden, und habe 
die Gemeindevertrefung den Stifibrief anszuſtellen. 

2. Nachdem der Teſtator den jeweiligen Curator mit der Stiftungs⸗ 
verwaltung und insbeſondere mit der Rechnungsführung betraut hat, 


*) Eutſpricht P. 8 des Art. V. des Geſeßes vom 5. März 1862. 


und nicht nachgewieſen vorliegt, daß dieſe Verfügung einzig und allein 
deßwegen getroffen wurde, weil der Teſtator den Beſtand eines 
Kirchen⸗Armeninſtitutes vorausſetzte (weungleich es immerhin möglich iſt, 
daß dieſe Meinung den Teſtator bewogen Hatte, dem Curator die 
Rechuungsführung zu übertragen), fo müſſe dieſe Beſtimmung des letz⸗ 
ten Willens durchgeführt werden; dem Curator komme hiernach die 
Stiftungsmitverwaltung, und insbefondere die Theilnahme an der 
Rechnungsführung zu, und er habe den Stiftbrief mitzufertigen.“ 
Gegen dieſe Verfügung recurrirte der Loralcurnt, und zwar weil 
erſtens der Teſtator wiederholt den Ausdruck „Kirchen⸗Armeninſtltut“ 
gebraucht, und den Localcuraten zum Rechnungskführer beſtellt habe, ſo⸗ 
mit eine Kirchen⸗Inſtituts⸗Stiftung vor Augen hatte, die eine beſondere 
Verwaltung haben ſoll. Wollte man zweitens aumehmen, der Teſtator 
habe ſich nur ierig ausgedrückt und das Gemeinde ⸗Armeninſtitut bes 
denken wollen (8. 571 b. G.⸗B.), fo müßte a) erwieſen fein, daß er 


gar nicht wußte, es beſtehe in S. ehr ſolches und kein Kirchen⸗Armen⸗ 
Jufſtitut; dieß laſſe ſich aber bei dem Umſtande, als Teſtator ſich um 


feinen Geburtsort ſteis kümmerte, gar nicht annehmen; oder b) müßte 
eine ſolche beſondere Kirchen inſlituts⸗Stiftung gar nicht ausführbar ſelu. 
Dieſes fei uun auch nicht der Fall; vielmehr wäre es zweckmäßfg, die 
vom Erblaffer als Kircheuſtiftung bezeſchnele Stiftung auch wirklich als 
ſolche zu belaſſen. 

Der Vorlagebericht widerlegt dieſe Recursgründe in Folgendem: 
Teſtator habe offenbar das wirklich beſtehende Armenlnſiſtut gemeint, 
und da dieſes factif vom Pfarrer verwaltet wurde, es als Kirchen» 
Armeninſtitut irrthümlich bezeichnet und dem Seelſorger üöberemſtim⸗ 
mend mit dem jetzigen Beſtande auch die Rechnungsführung übertras 
gen. Es handle ſich hier um keinen weſenklichen Irrthum, der dle 
Behebung dieſer vom Standpunkte der Rechtsgiltigkeit gar nicht ans 
gefochtenen Stiftung veraulaſſen würde; für die Annahme, daß Teſta⸗ 
tor eine neue, beſoudere Kirchenſtiſtung machen wollte, endlich fehlen 
alle Anhaltspunkte. Folglich müſſe angenommen werden, daß dieſe 
Stiftung dem in S, allein beſtehenden Gemelnde⸗Urmeninſiitute zuge⸗ 
dacht, und daß dieſes nur irrthümlich als Kirchen-Armeninfnitut bezeitch⸗ 
net worden fei 

Das Minifierimm des Innern hat mit Entſcheldung vom 3. April 
1870, 3 3272, Im Einvernehmen mit dem Culkus- und Unterrichts⸗ 
miniſterinm dem Recurſe des Localeurgten in S., Franz T., gegen 
die Entſcheldung der Landesſtelle aus den in dieſer Entſcheldung ans 
geführten Gründen leine Folge gegeben. Zugleich wurde dle Anordnung 
der Landesregierung. foreit fie die Mit verwaltung der Stiftung durch 
den Localcuraten und daher deſſen Bethelligung an der Rechnungs⸗ 
führung und die Unterfertigung des Siiftbriefes durch denfelben bes 
trifft, aus dem Grunde behoben, weil der Teſtator offenbar den Local⸗ 
curaten mit der Rechnungsführung auch nur unter der unrichtigen 
Vorausſetzung des Beſtandes eines Kircheu⸗Armeninftitntes betrauen. 
wollte, und demnach die Uebertragung der Verwaltung an den Letz⸗ 
teren den 88. 1, 2 und 3 des mittlerweile in Wirkſamkeit getretenen 
Geſetzes über die Aufhebung der Pfarr⸗Armeninſtitute entgegen wäre. 

K. 


— — 


Verordnungen. 
bes l. J. Miniſters für Landes vertlſerdigung vom 24. März 1870, 
„ II., betreffend die Dienſtzeit der in die Landwehr ilberfetzten 
Reſervemänner, 


Nach wiederholt vorgekonmmenen Anzeigen find im Berecche der im Reichs. 
rathe vertretenen Königreiche und Länder mehr oder weniger zahlreiche Fälle 
vorgekommen, in welchen die mit Ende December v. J. in die Landwehr übers 
ſehten Reſervemänner in der irrigen Meinung, nach Vollendung ihrer urſprüng⸗ 
lich übernommenen zehnjährigen Kapikulatton zum Landwehrdieuſſe nicht mehr. 
verpflichtet zu dein und bereits auf den Militärabſchled Auſpruch zu haben, 
bie Annahme ber Landwehrkarte und die Ausfolgung der Neſervekarten were 
weigerlen. 

Ich ſehe mich daher veranlaßt, im Einverſtändniſſe mit dem I. l. Mim⸗ 
ſterlum des Innern bie Laudesbehörden zu erſuchen, den unterſlehenden Bezirks 
hauptmaunſchaften zur angelegentlichen Nflicht zu machen, daß in den ſich 
ergebenden Fällen, in weſchen bie in die Landwehr überfehten Nefervemänuer 
die Annahime der Landmehrkarten und die Ausfolgung der Mefernekarten ger⸗ 
weigern, die Betreffenden über die Beſtimmungen bes Wehrgeſehes und des 
Laudwehrgeſehes eindriaglichſt belehrt, und daß dieſelben Jorann fpeciell dar⸗ 


über aufgeklärt werden, wonach fie ſich durch Nichtannahme der Landwehrkarten 
der ihnen aus nicht bei Seite zu ſezenden Rückſichten für die Wehrfähigkeit 
des Reiches geſehlich auſerlegten Landwehrpflicht keineswechs zu entſchlagen 
vermögen, ſondern deßungeachtet in dem Landwehrverbande für die geſetliche 
Dauer verbleiben. Zudem wäre ihnen zu bedeulen, daß fie bei Abhaltung der 
jahrlichen Controlsverſammmlungen ober iin Falle ihrer Einberufung zur Waffen: 
übung die Landwehrkacte zu ihrer Bepitimation gegenuber ben Landwehrbehörden 
benöthigen werden. — Ferner wird beufelben der 8. 26 des Landwehrgeſebes 
mit allem Nachdrucke einzuſchärfen und hiebei vornehmlich zu betonen ſein, daß 
fie im Falle der Nichtbefolgung eines eventuellen Einberufungabefehles der 
vollen Strenge der Kriegsartikel und Milikärſtrafgeſeze überhaupt unterliegen. 

In ſolchen Fallen, in welchen ungeachtet bet vorhergegangenen eindring⸗ 
lichen Belehrung der betreffenden Landweheinänner deren Weigerung, bie Land- 
wehrkarte anzunehmen und die ieſervekarte auszufolgen, ſortbeſteht, märe 
gegen die Renitenten nach der kalſ. Verordnung vom 20. April 1854 zu 
verſahren. 


Erlaß des k. I. Mintfteriums für Laudesvertheidſgung vont 6. Mal 1870, 
8. 3728, betreffend die Competenz zur Ertheilung der aus nahmsweiſen 
Ehebewillinuug an Erſatzreſerviſten 


Der g. 44 des Wehrgeſetes findet auch bezüglich der darin ausgeſprochenen 
Competenz zur Ertheilung der ausnahmsſeiſen Ghebewilligung auf die zeitlich 
und bleibend eingetheilten Erſatzreſerviſten, welche die britte Al lersklaſſe noch 
nicht überſchritten haben, volle Anwendung, und es iſt ſonach auch die un 9. 103 
Punkt 4 der Instruction zur Ausführung des Mehrgefebes erfolgte Deleglrung 
der Landes ſtelle zur Ertheilung dieſer Bewilligung maßgebend, weil die Erfah: 
veferoiften für das ſtehende Heer nur „gewidmet“, nicht aber aſſentirt ſind, 
ſomit als ſolche nicht dem Militärs, ſondern dem Cioilſtande angehören. 

Nach dem Austritte aus der dritten Altersklaſſe bedürſen dieſelben ſelbſt⸗ 
verſtändlich wogen ihrer Widmung für die Erſahreſerbe zur Eheſchließung einer 
Bewilligung nicht. 


Erlaß bes k. k. Minſſtertums für Landesvertheldigung vom 5. Mai 1870, 
Z. 3400, betreffend die der Landwehr zur Evidenzhaltung überwieſenen 
Wehrpflichtigen. 


Die Beſülmmungen des §. 167: 4 und 5 ber Inſtruction zur Ausführung 
des Wehrgeſetzes ruͤckſichtlich der in der Evidenz der Erſaßtreſerve ſtehenden 
Wehrpflichtigen haben auf die Wehrpflichtigen der erwähnten Kategorie analoge 
Anwendung zu finden. 

Es hat demnach jeber der Landwehr zur Coidenzhaltung überwieſeue 
Wehrpflichlige alljährlich über Aufforderung der k. k. Landwehr⸗Eoidenzhaltung 
binnen der von dieſer feſtgeſehten Feiſt den Forlbeſtand jener Verhältmiſſe nach 
zuweisen, aus welchen für ihn der Anspruch auf zeitliche Befrelung oder Ent⸗ 
laſſung hervorgegangen iſt. 

„Zu dieſem Ende hat die Landwehr⸗Evidenzhaltung ber betreſſenden poll 
ülſchen Bezirksbehörde die entſprechenden Regiſterauszüge zu übermitteln, worüber 
die Bezirksbehörde durch die Gemeindevorſteher die von biefen letzteren zu ſam⸗ 
melnden Nachweiſe einholt und ſolche mil der eigenen begüglichen Entſcheidung 
an die Landwehr⸗Eoidenzhaltung gelangen läßt. 

Fehlende Nachweiſe find von der politiſchen Behörde zu urgiren oder die 
Urſache ihrer Nichteinbringung in den der Eoidenz⸗Behörde rückzuſchließenden 
Regiſterauszügen zu bemerken. 

Ergibt ſich bei der Prufung der Nachwelſe, daß jene Verhältniſſe, aus 
welchen der vorbezeichnete Anfprüch erwachſen iſt, nicht mehr beſtehen, oder 
werden die Nachweise binnen der feſtgeſtellten Friſt ungeachtet der ſtattgehabten 
Betreibung ohne genügende Entſchuldigung nicht beigebracht, fo tritt der im Wege 
ber zeitlichen Befreiung ader der Entlaſſung ber Landwehr zur Evidenzhaltung 
überwieſene Wehrpflichtige in feiner Altersklaſſe in die Landwehr ein, bez. 
zurück, in letzterem Falle mit Einrechnung der Intertalarzeit und auch in der 
zur Zelt feiner Entlaſſung innegehabten Charge, inſoſerne er dieſer Begünſti— 
gung mittlerweile nicht verluſtig wurde. 


Perfonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


t haben den Landespräſidenten im Herzogthume Kärnten 
beck don Kü bau zum Stalthaller im Herzogthume 


Steiccntark ernannt. 
Se. Majeſtät haben den Landesgerichtspräſidenten in Graz Kaspar 
Grafen oon Lobron⸗Laterand zum Landespräſtdenten im Herzogthume 


Kärnten ernannt. 


Se. Majeſtät haben dem Slatthaltereirathe erſter Claſſe der ſtejermärkl⸗ 
ſchen Stattalterei Eduard Ritter von Neupauer in Anerkennung feiner 
Km und vorzüglichen Dienſtleiſtung das Ritterkreuz des Leopoldsordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſteriglräthen tn Hanbelaminiftertun Wilhelm 
Kolbenfteiner und Dr. Bincenz Klun ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtellen, 
und dem Sectionsrathe im Handelöuiniterium Fraun Charwat eine ſyſtemi⸗ 
ſirte Serlionsrathäflelle in diefem Miniſtertum verliehen 

Se. Majeſtct haben dem neuernaunten Direckor der ſteiermärkiſchen 
Landes irrenanſtaft Dr. med. et chir. Joſef Czermak anläßlich feines Aus: 
ſcheidens aus dem mahriſchen Landesdlenſte den Titel eines Saultätsrathes 
tarſref verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Miniſterlal⸗Concipiſten um Sandelöminifterium 
und Redacteur der „Mittheilungen der k. k. Cenlral⸗Commiſſion für Erfor⸗ 
ſchung und Erhallung der Baudenkmale“ Dr. Karl Vid das Ritterkreuz des 
4. l. Ollerreldsiichen Fran does Schelle verliehen. 

Se Majeſtäl haben den mit dem Titel eines Seetjonsrathes bekleideten 
Miniſterialſecretär Joſef Raab und den Miniſterlalſecretär Dr. Vincenz Ritter von 
Helm zu Sectlonsrälhen im Ministerium des Innern ernannt und dem dorli⸗ 
gen Miniſterlalſerretr Maximilian Ritter Sharihmen von Adler teen 
den Titel und Charakter eines Sectjonsrathes kaxftel verliehen; ſerners die 
Miniſterialſecretäre II. Claſſe Adolf Erfenceid und Hugo Cron zu Mini: 
ſteriaſſectetären I. Cloſſe, dann die Minifterialconcipiften Auguſt Jauner, 
Ludwig Ritter von Swie Zawski und Clemens Epler non Pflüglzu Mini⸗ 
ſterialſectetären II. Clafje em Minſſtertum des Junern ernannt 

Se. Majeftät haben dem als beſrlebstechnſſchen Conſulenten in die Be 
wendung bes Handelsminiſteriums getretenen Marja Freſherrn von Mehrt 
ben Tllel eines k. k. Hofrathes verliehen. 

Se. Majeftät haben dem kaiſerlichen Mathe und Advokaten Dr. Joſeſ 
liche in Trieſt den Titel und Charakter eines Reglerungsrathes tazfrei ver⸗ 
liehen, 

Se, Mapeſtät haben die Concept. anten im Miniſterlum des Aeußern 
Dr. jur. Franz Schießl, Dr. jun. et philos. Karl Shen. von Wallerskir⸗ 
den ind Arthur Ritter von Eihenftein:Chotia zu Geſandſchaſtsaktachses 
ernannt. 

Der Minilter des Innern hat ben Pezirksrichler Nikolaus von Rendid 
zum DE namen II. Claſſe für Dalmatien ernannt. 


er k, und k. gemeinfame Rechnungschef hat die bei beinfelben füftemiftrte 
eee dem beben ne Franz Yen 1115 
verliehen. 


Der Minifter und Leiter des Finanzminiſteriunts hat eine im Werſonal 
ſtande des Rechnungs- und Fachrechnungsdeparkements dieſes Minifteruums er 
ledigle Rechnungsrathsſtelle dem quiescirt. ſechnungsrathe der beſtandenen 
Gefällen und Domänenhofbuchhallung Franz Zeigsweller verliehen. 

Der Miniſter und Leiter des Finonzniiniſter ums hal dem Kanzleoffcialen 
Joſef Bernard eine Mojunctenftelte bel den Hilfsäntern des Finanzmlniſte⸗ 
riunis g 

Der Miniſter und Leiter des Finanzminiſterlums hal die Stelle eines 
Directors bei der Staatsſchulvencaſſa dem Conkrolor derſelben Kaſſe Franz 
Imelsty und eine dort erledigte Controlorſtelle dem Liquidator der Staats⸗ 
ſchuldencaſſe Guſſad Haim von Haimboffen verliehen. 

Der fleichskanzler hat dem Eitularadſuncten iim gemeinſamen Miniſterjum 
des Aeußern Pins Mayrhofer die dortamks erledigte Regiſtralurs⸗Direr⸗ 
tionsadſunckenſteſle verliehen. 


Erledignugen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 


Conteptsadjunctenſtelle im hereiche der nieber⸗öſlexreichiſchenFinanz⸗Bezicks 
directtonen X. Diätenclaffe mit dem Gehalte Jährlicher 600 fl. und im Falle 
ber Berwerrbung Mn Wien mit dem Quatiergelde jährlicher 180 fl., eventuell eine 
oneentspructtlantenſtelle mit Apſutum don 400 fl. excluſtve 300 fl. bis 
% Huge, (Rmkaslatt 120.) 

WrooMoriiche Coneſpiſfenſtelle bei der böhmiſchen Statthalterei enentuell 
Berrtscommiffärsftelle bis Ende Mai. (Amtsblait 122). 

Oommarnal -Thierarztensſtelle in der Gemeine Roſenau im Kronſtäbee 
Diſtrict 400 fl. Gehalt bis 15. Juni. (Amtsblatt 123.) 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beforgt Aicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte nich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 

Hochachtungsboll 


Moritz Perles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaffe Nr. 17. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Moriz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgafie 17. 


